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Einleitung 

Seit der richtungsweisenden „State Street Bank” Entscheidung des U. S. 
Court of Appeals for the Federal Circuit1 aus dem Jahr 1998 wird in den 
USA Patentschutz für Geschäftsmethoden gewährt.2 Zentrale Begrün-
dung für diese Entscheidung war, dass Ausnahmen vom Patentschutz 
nicht bestehen, sondern sich dieser „auf alles unter der Sonne zu er-
streckt, was von Menschen gemacht ist”.3 Die Entscheidung hat nicht nur 
in den Vereinigten Staaten, sondern weltweit für erhebliches Aufsehen 
gesorgt.4 Ein Ende der mit der Entscheidung „State Street Bank“ begon-
nenen Entwicklung ist in den USA und in anderen Ländern noch nicht ab-
zusehen.5

Insgesamt ist die Tendenz zu beobachten, den Patentschutz auf weitere 
Gebiete auszudehnen. Ähnlich6 hat im Jahr 2000 die deutsche Recht-
sprechung den Patentschutz für Software weiter fortentwickelt.7 Als Re-
sultat werden jetzt auch software-basierte Geschäftsmethoden vom Pa-

1 State Street Bank & Trust Co. vs. Signature Financial Group, Inc. 149 F. 3d 1368 (Fed. 
Cir. 1998), cert. denied, 525 U.S. 1092 (1999); Übersetzung in GRUR Int. 1999 S. 636 ff. 
mit Anmerkung Nack 
2 Vgl. auch die Entscheidung AT&T Corp. vs. Excel Communications, Inc., 172 F. 3d 1352 
(Fed. Cir 1999); Meyer/Kort in Mitt. 2000, S. 479 ff.; Wininger, IPT Dezember 2001 (Heft Nr. 
12), S. 30 versucht eine Zusammenfassung in Gruppen. 
3 Im Original: „... include anything under the sun that is made by man.”; vgl. auch die Ent-
scheidung Diamond vs. Ckakrabarty 447 U.S. 303 (1980), S. 319; diese Entscheidung wie-
derum zitiert ein Komitee des Kongresses der Vereinigten Staaten, S. Rep. No. 1979, 82d 
Cong., 2d Sess., 5 (1952); H. R. Rep. No. 1923, 82d Cong., 2d Sess., 6 (1952) 
4 Vgl. Meyer/Kort, Mitt. 2000, S. 482; Maier/Mattson, GRUR Int. 2001, S. 677 nennen die 
Entscheidung einen „überragend wertvollen Untersuchungsgegenstand“
5 Zu der weiteren Entwicklung in den USA: Jänich GRUR 2003, S. 485; einen Überblick 
über die Handhabung der Patentierung von Geschäftsmethoden weltweit gibt Wininger, IPT 
Dezember 2001 (Heft Nr. 12), S. 30. 
6 Welchen Druck die Entwicklung in den USA auf die europäische Wirtschaft  erzeugt, wird 
z.B. in der „News Reports”-Sparte der Zeitschrift World e-commerce & IP Report des Heftes 
aus Dezember 2001, S. 12 deutlich. In dem in dieser Sparte erschienenen Artikel „Most 
Feel UK Lags Behind US Because Of Stance on Business Method Patents” geht es u.a. 
darum, dass britische Unternehmen sich wegen der Patentierung von Geschäftsmethoden 
in den USA im Hintertreffen fühlen. Ähnlich fragt auch die NZZ-online „Verpassen europäi-
sche Unternehmen eine Entwicklung?” weil sie Geschäftsmethoden nicht patentieren 
(http://www.nzz.ch/2001/05/11/em/page_article7A0WL.html). 
7 BGH GRUR 2000, S. 498 – „Logikverifikation”; BGH GRUR 2000, S. 1007 – „Sprachana-
lyseeinrichtung”; BPatG GRUR 1999, S. 1078 – „Automatische Absatzsteuerung”; Überblick 
über diese Entscheidungen durch Busche, Mitt. 2001, S. 49; vgl. zuletzt BGH CR 2002, 
S. 88 ff. mit Anm. Sedlmaier. 
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tentschutz erfasst.8 Auch das Europäische Patentamt gewährt nunmehr 
unter dem Einfluss der Entscheidungspraxis des U.S. Patent and Trade-
mark Office und der Rechtsprechung in den USA Patentschutz für Soft-
ware.9

Allerdings scheint in Europa bislang dem Patentschutz für Geschäftsme-
thoden „als solche” - d.h. ohne Computerimplementierung - auf Basis des 
geltenden Rechts eine Absage erteilt worden zu sein.10 Diesen Stand-
punkt hat insbesondere das BPatG bekräftigt, wobei allerdings auch aus-
gesprochen wurde, dass der Technikbegriff nicht statisch sei und eine 
Gesamtbetrachtung dazu führen könne, dass Erfindungen Patentschutz 
erlangen können, die nicht auf den herkömmlichen Gebieten liegen.11 Ei-
ne ähnlich restriktive Haltung nimmt auch der europäische Gesetzgeber 
ein, der seit Januar 2000 über die Revision des EPÜ diskutiert.12 Im Ent-
wurf der EU-Kommission für eine Richtlinie über die Patentierbarkeit 
computerimplementierter Erfindungen ist die Patentierbarkeit von Ge-
schäftsmethoden ausdrücklich nicht vorgesehen.13 Den in der Richtlinie 
enthaltenen Ausschluss von Geschäftsmethoden vom Patentschutz hat in 
jüngster Zeit das Europäische Parlament bestätigt.14

Die international unterschiedlich gehandhabte Patentierung von Ge-
schäftsmethoden beeinflusst die aktuelle wissenschaftliche Diskussion 

8 Ohly, CR 2001, S.816; Nack, GRUR Int. 2000, S. 858; Hössle, Mitt. 2000, S. 332; insoweit 
kann eine im allgemeinen nichttechnische Geschäftsmethode (nur) als Computerimplemen-
tierung Bedeutung erlangen, vgl. auch Anders, GRUR 2001, S. 557; die routinemäßige Imp-
lementierung ist jedoch nicht erfasst, Ohly, a.a.O.; Anders, a.a.O. und EPA, Beschluss vom 
08.09.2000 - T 0931/95, auszugsweise abgedruckt in CRI 2001, S. 18. 
9 Rees, Mitt. 2001, S. 499; EPA Amtsblatt 1999, S. 609 – „Computerprogrammprodukt/IBM“ 
10 Stellungnahme des Präsidenten des EPA „Examination of ‚business method’ applicati-
ons” vom 19.05.2000; http://www.european-patent-office.org/tws/appendix6.pdf und oben 
Fn. 8, insbesondere Hössle, Mitt. 2000, S. 332; Allerdings hatte auch in neuerer Zeit kein 
Gericht die Möglichkeit, die Patentfähigkeit einer Geschäftsmethode zu beurteilen, vgl. 
AIPPI-Patentierbarkeit Frage II 2. 
11 BPatG GRUR 2002, S. 870 – „Geschäftliche Tätigkeit”; BPatG GRUR 2002, S. 873 – 
„Suche fehlerhafte Zeichenketten” 
12 Vgl. dazu Bardehle, Mitt. 2001 S. 145, insb. S. 146, 147 zu Computerprogrammen; an der 
Diskussion sind auch das Fraunhofer Institut und das Max-Planck-Institut beteiligt, vgl. als 
ein Bsp. nur die gemeinsame Softwarepatentstudie. 
Mit dem Vorschlag für eine Richtlinie der Kommission vom 20.02.2002 scheint in Europa 
eine Einigung in Sicht (zitiert als: Vorschlag EG-Komm.), siehe dazu auch Beitrag in MIP 
März 2002 (Heft Nr. 117), S. 8. Dazu und zur Stellungnahme des EU-Parlaments, unten 
Kapitel 6, Abschnitt IV, S. 241 ff. 
13 Vgl. Begründung im Vorschlag EG-Komm., S. 12 
14 Vgl. Stellungn. EU-Parl., Abänderung 32 und 112, Erwägung 7 
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weiterhin.15 Auch die Auseinandersetzung über die Patentfähigkeit von 
Software gibt wegen der Möglichkeit der Implementierung von Ge-
schäftsmethoden auf einem Computer ständig Anlass zur Erörterung.16

Vor dem Hintergrund der nahezu abgeschlossenen Revision des EPÜ will 
diese Arbeit die Diskussion über den Schutz von Geschäftsmethoden vor 
Nachahmung auf bisher nicht diskutierte Felder ausweiten. Die Möglich-
keiten des Schutzes von Geschäftsmethoden außerhalb des Patent-
rechts - also im Wettbewerbs-, Urheber-, Marken- und Deliktsrecht - sol-
len im Folgenden untersucht werden und mit dem Patentschutz vergli-
chen werden.17 Dabei bleiben die Überlegungen bezüglich des erreichba-
ren Schutzes durch das Wettbewerbs-, Urheber-, Marken und Delikts-
recht nicht auf den derzeitigen Status quo beschränkt. Soweit sinnvoll, 
soll auch über Erweiterungen der Schutzmöglichkeiten nachgedacht wer-
den - wie bei den Überlegungen zur Erweiterung des Patentschutzes 
auch -18 ohne dabei den Rahmen dieser Regelungskomplexe zu spren-
gen.

15 Vgl. zuletzt den Beitrag von Jänich, GRUR 2003, S. 483 ff.; Wininger, IPT Dezember 
2001 (Heft Nr. 12), S. 31. 
16 Insbesondere im Bereich Softwarepatente wird erbittert gestritten: Zahlreiche Foren im 
Internet versuchen, den eingeschlagenen Weg der Patentierung von Software umzukehren, 
vgl. nur http://www.swpat.ffii.org. Neues gibt es unter http://swpat.ffii.org/cnino/indexde.html. 
17 Bisher wurde der Schutz von Geschäftsmethoden nach § 1 UWG und dem UrhG eher am 
Rande behandelt, vgl. Jänich, GRUR 2003, S. 487; Ohly, CR 2001, S. 816; AIPPI-
Patentierbarkeit, Abschnitt II Frage 4. 
18 Z.T. wird die Einführung des Softwareschutzes in das EPÜ sogar mit der Einführung des 
Patentschutzes überhaupt verglichen, Nack, GRUR Int. 2000, S. 858 


